
Autoritäre Knute, diktatorisches Gebaren
und populistische Arroganz

Rothemden-Demo im Dezember 2008 in Bangkok: Protest gegen die Entmachtung
der People Power Party durch das Verfassungsgericht © Holger Grafen

Thailand: Die Militärs des Landes putschen in der Regel mit der Begründung,
Korruption auszumerzen, die Monarchie zu schützen und Frieden und Ordnung
wiederherzustellen. Tatsächlich geht es nur um den eigenen, langfristigen
Machterhalt. Zugleich ist autoritäres Gebaren nicht nur auf Putschisten
beschränkt.

Die Neuen sind die Alten. Das trifft vor allem auf eine Reihe von Generälen zu, die
in der im Juli 2019 vereidigten Regierung auch künftig Spitzenpositionen



innehaben. Der einstige Armeechef, Putschist und bis vor kurzem offizielle
Juntachef Prayut Chan-ocha, der sich im August 2014 selbst zum Premier
bestimmt hat, indem das von der Armee eingesetzte damalige
Übergangsparlament ihn ‚gewählt’ hatte, bleibt Regierungschef. Zugleich hat er
von Prawit Wongsuwan, ebenfalls Ex-Armeechef und General, das Amt des
Verteidigungsministers übernommen. Der von Korruptionsvorwürfen geplagte
Prawit bleibt indes Prayuts Stellvertreter, während Anupong Paochinda, ein
anderer früherer Armeechef, weiter den Posten des Innenministers bekleidet.
Darüber hinaus gehören der Regierung ranghohe Politiker an, die Prayut sowie
der Junta-treuen Partei Palang Pracharat zu einer – wenn auch äußerst fragilen –
Mehrheit im Unterhaus verhalfen.

Zeitgleich mit der Vereidigung hat sich der National Council for Peace and Order
(NCPO), wie sich die seit 2014 herrschende Militärjunta selbst nannte, formell
aufgelöst und das Land damit mehr als drei Monate nach den Parlamentswahlen
vom 24. März 2019 eine ‚zivile’ Regierung. Zumindest wenn man Generäle, die
sich lediglich ihrer Uniformen entledigt haben, weiter ihre Macht auskosten und
die Möglichkeit eines neuen Putsches nicht ausschließen, als Zivilisten
durchgehen lässt.



Die Bewegung Respect My Vote protestiert im Januar 2014 gegen Suthep und
dessen PDRC © Holger Grafen

Machtübernahme durch Militärs
Kritiker*innen haben dazu eine klare Haltung: „Wie um die thailändische
Öffentlichkeit daran zu erinnern, worum es in den letzten fünf Jahren der
militärisch-autoritären Herrschaft ging, repräsentiert das erste Kabinett unter
Premier Prayut nach den Wahlen nun die vollständige Manifestation dessen, was
nicht weniger war als eine Machtübernahme“, kommentierte Thitinan
Pongsudhirak, Leiter des Instituts für Sicherheit und Internationale Studien an
der Bangkoker Chulalongkorn-Universität, in der Tageszeitung Bangkok Post.

Am Morgen  nach  dem Putsch  2014  riegeln  Soldaten  das
Gebiet um das Demokratiedenkmal ab © Holger Grafen

Ähnlich sieht es die Organisation Human Rights Watch (HRW): “Premierminister
Prayuts zweite Amtszeit beginnt mit der gleichen pauschalen Missachtung der
Menschenrechte, die seine erste Amtszeit kennzeichnete“, so der HRW-Asienchef,
Brad Adams. „Seine Grundsatzerklärung geht in keiner Weise auf die
schwerwiegenden Probleme unter der repressiven Herrschaft der Militärs seit
dem Putsch 2014 ein.“.

https://www.bangkokpost.com/opinion/opinion/1710851/new-cabinet-puts-power-grab-on-display
https://www.bangkokpost.com/opinion/opinion/1710851/new-cabinet-puts-power-grab-on-display
https://www.hrw.org/news/2019/07/24/thailand-new-government-disregards-rights
https://www.hrw.org/news/2019/07/24/thailand-new-government-disregards-rights


Thailands Streitkräfte am frühen Morgen nach dem Putsch
2014 vor dem Denkmal der Demokratie in Bangkok © Holger
Grafen

Auf das System eines kaum verbrämten Autoritarismus haben Thailands Ultra-
Royalisten und Konservative innerhalb der Armee, Technokratie und Bürokratie
seit Jahren hingearbeitet. Die politische Konkurrenz zu demontieren folgte einem
Muster: Dazu gehörten insbesondere die Entmachtungen demokratisch gewählter
Regierungen unter jenen Parteien, die von Thaksin Shinawatra gegründet
beziehungsweise finanziert wurden, der als Premierminister 2006 vom Militär
gestürzt worden war.

Am 22. Mai 2014 putschte die Armee gegen den Rest der Puea-Thai-Regierung
unter Thaksins Schwester Yingluck Shinawatra. Zwei Wochen zuvor hatte das
Verfassungsgericht die Premierministerin sowie neun Mitglieder ihres Kabinetts
in einem politisch motivierten Prozess wegen Machtmissbrauchs ihrer Posten
enthoben. Voran gegangen waren Straßenproteste der Bewegung People´s
Democratic Reform Committee (PDRC), in deren Zuge sich die Führungsriege des
Militärs nach außen als Friedensstifter inszenierte, während sie in Wirklichkeit
treibende Kraft des Konflikts war, der den Sturz der Regierung zum Ziel hatte.
Thailands Militärs begründen Putsche stets damit, die Korruption auszumerzen,
die Monarchie zu schützen und Frieden und Ordnung wiederherzustellen.
Tatsächlich aber geht es nur um den eigenen Machterhalt.



Rechtsstaatlichkeit liegt in Trümmern
Die Organisation Thai Lawyers for Human Rights, die politisch Verfolgten
Rechtsbeistand gewährt, sorgt sich um die langfristigen Folgen: „…In den
vergangenen fünf Jahren hat der NCPO die Rechtsstaatlichkeit und die
Rechtsprechung des Landes zerschlissen und das gesamte System der
Rechenschaftspflicht und gegenseitigen Kontrolle in Trümmern hinterlassen.“
Und fügte hinzu: „Die Verfassung (2017) wurde mit dem Hintergedanken
entworfen, die Regierungsgewalt des NCPO und seiner Cliquen zu festigen.“
Hinzu kam: Der aus 250 Mitgliedern bestehende Senat war in Hand verlesener
Manier von der Junta ernannt worden und hat entsprechend dazu beigetragen,
dass Prayut Premier bleiben konnte. Wahlen geraten in dieser „Demokratie á la
Thai Style“, in der Dissident*innen sogar um ihr Leben fürchten müssen, zur
Farce.

Beobachter*innen des Asian Network for Free Election kritisierten, die Wahl vom
März 2019 habe nicht internationalen Standards entsprochen. Das Umfeld der
Kampagnen, die zwar lebendiger gewesen seien als von den meisten
Kommentator*innen erwartet, sei massiv darauf ausgerichtet gewesen, die
Militärjunta und die von ihr unterstützten Kandidat*innen zu begünstigen.

https://www.tlhr2014.com/?p=13027&lang=en
https://anfrel.org/anfrel-2019-thai-general-election-mission-report/
https://anfrel.org/anfrel-2019-thai-general-election-mission-report/


Die Bewegung Respect My Vote demonstriert im Januar 2014 gegen Suthep und
fordert freie und faire Wahlen © Holger Grafen

Die als inkompetent und parteiisch kritisierte Wahlkommission machte zunächst
nur Teilergebnisse publik und erklärte im Nachhinein, sie werde bei den nach
Parteilisten zu vergebenden Sitzen eine neue Formel anwenden. Kritiker*innen
monierten, letztere habe vor allem Miniparteien begünstigt, die sich dem Lager
um Prayut anschlossen. Damit nicht genug: Die Future Forward Party (vgl. dazu
den Artikel „Wessen Zukunft?“ in südostasien 1/2018), die sich als ‚Anti-Junta-
Partei’ positionierte und als Newcomerin etwa 6,2 Millionen Stimmen errang,
muss sich aufgrund ihres Wahlerfolgs nun mit – politisch motivierten –
juristischen Klagen herumschlagen. Vor allem der Führungsspitze um Thanathorn
Juangroongruangkit werden Verstöße gegen das Wahlgesetz und versuchte
Untergrabung der Monarchie vorgeworfen (vgl. dazu den Artikel „Nach der Wahl
ist vor der Wahl?“.)

In einem autoritären System (über)leben zu müssen, ist für viele Thais nichts
Neues, zumal die ersten fünf Jahre nach dem Putsch 2014 bei vielen offenbar die
Erinnerungen an Thailands dunkle Vergangenheit aufleben ließen. Mit den
jüngsten Wahlen – so sehr diese auch zugunsten der Junta manipuliert worden

https://suedostasien.net/?p=549
https://suedostasien.net/?p=549
https://www.asienhaus.de/nc/publikationen/detail/blickwechsel-thailand-nach-der-wahl-ist-vor-der-wahl/
https://www.asienhaus.de/nc/publikationen/detail/blickwechsel-thailand-nach-der-wahl-ist-vor-der-wahl/


waren – hat nun aber eine Phase begonnen, in der die Opposition sich jedenfalls
zurzeit in gewissem Maß Gehör im Parlament verschaffen und der Regierung auf
die Finger schauen kann.

Brutales Vorgehen hat Tradition
Ein Rückblick: Im Oktober 1973 war es zu von Student*innen angeführten
Massenprotesten gegen den damaligen Militärmachthaber Thanom Kittikachorn
gekommen, denen sich weitere Aktivist*innen, Arbeiter*innen und Geschäftsleute
angeschlossen hatten, und gegen die das Regime mit brutaler Gewalt vorging.
Thanom musste abdanken und zusammen mit seinem Vize Praphas Charusathien
sowie seinem Sohn Narong Kittikachorn, auch die ‚drei Tyrannen’ genannt, das
Land verlassen. Doch drei Jahre später sollte sich zeigen, dass der demokratische
Aufbruch nur von kurzer Dauer war.

Nachdem in den Nachbarstaaten Laos, Vietnam und Kambodscha die
Kommunist*innen die Macht übernommen hatten, fürchteten Thailands
reaktionäre Militärs und weitere Angehörige der alten Eliten, dass das Gleiche
auch im eigenen Land passieren könne. Vor allem die linke, progressive
Studentenschaft wurde zur Zielscheibe verschärfter anti-kommunistischer Hetze.
Nachdem bekannt wurde, dass Ex-Machthaber Thanom in buddhistischer
Ordenstracht heimlich aus dem Exil zurückgekehrt war, entzündeten sich neue
Proteste von Studierenden, Gewerkschaften und Anwaltsvereinigungen. Ultra-
rechte Kreise beschuldigten die Protestierenden zudem, die Monarchie stürzen zu
wollen. Hass und Hetze endeten in einem Blutbad: Am Morgen des 6. Oktober
1976 stürmten rechtsgerichtete Gruppierungen, (Para)Militärs und Polizisten das
Gelände der Thammasat-Universität. Viele Student*innen wurden ermordet,
brutal misshandelt und vergewaltigt. Noch am selben Abend übernahm wieder
einmal eine Militärjunta die Macht.



Am 19. Mai 2010 schlägt Thailands Militär die Rothemden-Proteste blutig nieder
und verhaftet Anhänger*innen des „roten Lagers“ © Holger Grafen

Knapp 16 Jahre später machte die nächste brutale Unterdrückung Schlagzeilen:
Nach einem Militärputsch im Februar 1991 fanden im März des darauffolgenden
Jahres Wahlen statt. Als eine damals militärnahe Koalition erklärte, dass General
Suchinda Kraprayoon, einer der Putschisten, neuer Regierungschef werden solle,
revoltierte die Bevölkerung. Hatte doch Suchinda, der kein gewähltes
Parlamentsmitglied war, stets von sich gewiesen, dass er Premier werden wolle.
Nach seiner Ernennung im April 1992 brachen die Proteste los. Im Monat darauf
schlug die Armee die Demonstrationen blutig nieder; die Tage zwischen dem 17.
und 20. Mai 1992 gingen als „Schwarzer Mai“ in die Geschichte Thailands ein.

Die darauffolgenden Jahre waren geprägt von wechselnden, teils kurzlebigen
(Koalitions-)Regierungen. Während dieser Zeit wurde eine neue Verfassung
geschrieben: The People’s Constitution von 1997 gilt als die beste, die Thailand je
hatte: Bürger*innen konnten Vorschläge zum Inhalt einbringen, zudem wurden
darin Menschenrechte und ein System von Kontrollinstanzen festgeschrieben, die
Korruption und Machtmissbrauch durch die Politik überwachen sollten.

Anfang 2001 gewann der einstige Polizeioffizier Thaksin Shinawatra mit seiner



Partei Thais lieben Thais (Thai Rak Thai, TRT) die Parlamentswahlen und wurde
im Februar 2005 im Amt bestätigt. Von Thailands alteingesessenen Eliten
verächtlich als „Populist“ und „Emporkömmling“ bezeichnet, konnte der Spross
eines thai-chinesischen Familienclans bei den ärmeren Bevölkerungsschichten vor
allem mit der Einführung des so genannten „30-Baht-Schemas“ punkten, einer
Gebühr, gegen die sich jeder medizinisch behandeln lassen konnte.

Auch  Thaksin  agierte  autoritär  und
arrogant
Gleichzeitig war Thaksins Regierungszeit von zahlreichen
Menschenrechtsverletzungen gekennzeichnet. Als König Bhumibol Adulyadej (†
13. Oktober 2016) sich besorgt über den Missbrauch von Methamphetaminen im
Land äußerte, initiierte Thaksin einen ‚Krieg gegen die Drogen’. Dieser war
ähnlich brutal wie der, den der philippinische Präsident Rodrigo Duterte mit
Beginn seiner Amtszeit Mitte 2016 begann. Allein in der ersten Phase des
thailändischen ‚Anti-Drogen-Kriegs’ zwischen Februar und April 2003 wurden
nach Schätzungen von Menschenrechtler*innen mindestens 2.500 Menschen
getötet.



Die PAD protestiert 2008 gegen die Thaksin-treue Regierung der People Power
Party © Holger Grafen

Der blutige Feldzug machte ebenso Schlagzeilen wie die Entführung des
muslimischen Anwalts Somchai Neelapaijit am 12. März 2004. Längst gilt der
prominente Jurist, der Folter von Klienten in Polizeigewahrsam angeprangert
hatte, als tot. Ende 2015 sprach das Oberste Gericht fünf beschuldigte Polizisten
in dem Fall frei. Somchais Familie erklärte jedoch, sie werde weiter für
Gerechtigkeit kämpfen. Das gilt vor allem für seine Frau Angkhana Neelapaijit,
die den ‚Ramon-Magsaysay-Preis’ 2019 zuerkannt bekam, auch bekannt als
‚Asiatischer Nobelpreis’.

Thaksin selbst handelte bis zu seinem Sturz durch das Militär 2006 wiederholt
autoritär und arrogant. Kritiker*innen, die moniert hatten, er benutze sein
Regierungsamt dazu, seine Familie und den einst von ihm gegründeten Konzern
Shin Corp zu bereichern, ließ er mit Verleumdungsklagen überziehen. Auch
Thaksin als demokratisch gewählter Premier versuchte immer wieder,
Mechanismen der Mitbestimmung und Menschenrechte auszuhebeln.

Den Putsch 2006 begründete die Armee mit Korruption und Amtsmissbrauch
durch die Thaksin-Regierung sowie mutmaßlicher Illoyalität gegenüber der



Monarchie. Voran gegangen waren Straßenproteste der ‚Gelbhemden’, die als
außerparlamentarische People´s Alliance for Democracy (PAD) Schlagzeilen
machten, sowie eine Staatskrise, die durch den Wahlboykott der Opposition, allen
voran der Democrat Party, ausgelöst worden war. Der Sturz Thaksins war
gleichzeitig die Geburtsstunde der ‚Rothemden’, die in weiten Teilen, wenn auch
nicht gänzlich, Unterstützer*innen des geschassten Politikers sind.

Die ‚Gelbhemden’ der PAD besetzen Ende November 2008 den Suvarnabhumi-
Flughafen in Bangkok © Holger Grafen

Was folgte, war sowohl ein Kampf um politische Macht als auch um Identitäten.
Vereint in ihrem Hass auf Thaksin und dessen Anhänger*innen war der ‚gelben’
Seite, der konservativen und ultra-royalistischen Mittel- und Oberschicht, jedes
reaktionäre Mittel recht, um die politische Konkurrenz auszuschalten. Dagegen
pochten viele ‚Rothemden’ auf faire Wahlen, Mitbestimmung und darauf, dass
sich die Armee aus der Politik heraushalten solle. Ihre Forderungen bezahlte eine
Reihe von ihnen mit dem Leben: 2010 schlug die Armee die ‚roten’ Proteste
gegen die Regierung unter dem damaligen, Ende 2008 vom Militär eingesetzten,
Premier Abhisit Vejjajiva gewaltsam nieder.



Mit dem Sieg der Puea Thai unter Thaksins Schwester Yingluck 2011 wurde
deren Gegnern erneut deutlich, dass es nicht gelungen war, das ‚System Thaksin’
zu zerschlagen. Auslöser neuer Proteste war ein von der Puea Thai initiiertes
umstrittenes Amnestiegesetz; angeführt wurden die Demonstrationen des
People´s Democratic Reform Committee (PDRC) zwischen Spätherbst 2013 und
Frühjahr 2014 von Suthep Thaugsuban, einem früheren Vizepremier. Dieser
forderte neben dem Sturz Yinglucks einen nicht gewählten ‚Volksrat’ als
Bestandteil politischer ‚Reformen’. Die Bangkok Post zitierte Suthep in einem
Artikel vom 23. Juni 2014, wonach dieser erklärte, er habe seit 2010 in
Gesprächen mit Prayut darauf hingearbeitet, das Netzwerk der Shinawatras
endgültig kalt zu stellen.

Staatsstreiche verschärfen Spaltungen in
Politik und Gesellschaft

‚Rothemden’  und  Regimekritiker*innen  gedenken  im April
2015 der  Opfer  der  Niederschlagung durch die  Armee ©
Holger Grafen

Kritiker*innen mahnen zu Recht, dass ein militärischer Umsturz kein Mittel sei,
um Konflikte zu lösen. Gerade in Thailand, wo der ‚Rot-Gelb-Konflikt’ ungelöst
bleibt, hat sich gezeigt, dass Staatsstreiche das Problem der politischen und
gesellschaftlichen Spaltung eher verschärft haben. Jenen, die meinen, Thaksin



habe der Armee mit seinem Gebaren als Premier eine Steilvorlage für seinen
Sturz geliefert, kann nur erwidert werden, dass das Militär in der Politik nichts zu
suchen hat. Zumal aktive und frühere Generäle, die sich zu den moralisch
Überlegenen zählen, nicht nur für Menschenrechtsverletzungen verantwortlich
sind, sondern sich mit denselben Vorwürfen wegen Korruption und
Vetternwirtschaft konfrontiert sehen, die ihnen wiederum als Legitimation dazu
dienten, demokratisch gewählte Regierungen aus den Ämtern zu putschen.

„Jedes Mal ist es das Volk, das dazu gezwungen wird, Opfer
zu bringen“, Papier der Demonstrierenden im April 2015 ©
Holger Grafen

Des Weiteren sind die PAD und PDRC, die Wegbereiter für die Putsche 2006 und
2014 waren, Beweise dafür, dass Bewegungen dieser Art, die behaupten, für ‚das
Volk’ zu sprechen und den Begriff Demokratie im Namen tragen, sich nicht
automatisch demokratischen Werten verpflichtet fühlen. Die Weigerung der
reaktionären Eliten, Thaksin-treue Parteien als Wahlsieger anzuerkennen,
unterscheidet Thailand von Ländern wie den Philippinen und Indonesien, auch
wenn in den südostasiatischen Nachbarstaaten Menschenrechte ebenfalls mit
Füßen getreten werden, und sich ein Staatschef wie der philippinische Präsident
Rodrigo Duterte zunehmend autoritär gebärdet.

Thailand dürfte wohl auf viele Jahre hin tief gespalten bleiben. Zumal
Gerechtigkeit für die Opfer politischer Gewalt und deren Familien nicht in Sicht



ist. Dennoch gibt es Hoffnung auf bessere Zeiten. So sehr es Tatsache ist, dass
bei den Wahlen 2019 ein Teil der Bevölkerung für den Fortbestand eines
repressiven Regimes gestimmt hat, ist es ebenso Fakt, dass sich der andere für
einen demokratischen Aufbruch ausgesprochen hat, darunter viele aus der jungen
Generation. Thailands Zukunft gehört nicht den politischen Dinosauriern.
Demokratie wird jedoch nicht kurzfristig und wohl auch nicht durch erneute
Straßenproteste erreicht werden, die das Militär gewiss niederschlagen würde.
Eher dürfte es Generationen dauern, bis sich der politische Kurs des Landes
ändert. Echte Demokratie ist demnach keine Illusion.

 

Zum Weiterlesen:
Praphakorn Wongratanawin: Wenn ‚gute Menschen‘ Hilfssheriff spielen –
Ein Beispiel für Autoritarismus ‚von unten’
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